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90 Zweite Verorduung 
über den Zahlungsverkehr in Zloty. 
Vom 6. Juni 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 63 und 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Die Verordnung über den Zahlungsverkehr in Zloty vom 2. Juni 1936 (G. Bl. S. 213) wird 
wie folgt geändert und ergänzt: 
1. § 1 erhält folgenden Wortlaut: 
8 1 
Der Erwerb oder die Veräußerung von auf Zloty lautenden Geldſorten, Schecks und Wechſeln 

gegen Auszahlung Polen jeder Art, andere ausländiſche Zahlungsmittel, Forderungen in anderer 

ausländiſcher Währung ſowie gegen Gold und ſonſtige Edelmetalle ſind verboten. 
2. Hinter § 1 werden folgende Vorſchriften als S 12 und § 1b eingefügt: 


8 1a 

(1) Gegen Zlotyguthaben aus Danziger Sonderkonten für Inlandszahlungen bei Deviſen⸗ 
banken im Gebiet der Republik Polen („Daki“) dürfen andere ausländiſche Zahlungsmittel, For⸗ 
derungen in anderer ausländiſcher Währung, verkehrsfreie Auszahlung Polen, ſowie Gold und 
ſonſtige Edelmetalle nur mit Genehmigung erworben oder veräußert werden. 

(2) Danziger Sonderkonten für Inlandszahlungen (,Daki“) im Sinne des Abſatzes 1 ſind 
Zlotykonten von im Gebiet der Freien Stadt Danzig anſäſſigen natürlichen und juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen bei Deviſenbanken im Gebiete der Rupublik Polen, auf die Einzahlungen zugunſten der 
Kontoinhaber frei von jeder Prüfung und ohne jede Genehmigung geleiſtet werden dürfen und zu 
deren Laſten die Kontoinhaber Zahlungen im Wege unmittelbarer Überweilung zugunſten in Polen 
anſäſſiger natürlicher oder juriſtiſcher Perſonen ſowie Übertragungen auf andere Daki vornehmen 
dürfen. 

$1b 

Genehmigungspflichtig iſt auch der Erwerb oder die Veräußerung von auf Zloty lautenden 
Kontoguthaben bei Geldinſtituten im Gebiet der Freien Stadt Danzig gegen andere ausländiſche 
Zahlungsmittel, Forderungen in anderer ausländiſcher Währung, verkehrsfreie Auszahlung Polen 
ſowie gegen Gold und ſonſtige Edelmetalle. 

3. Dem 8 4 Abſatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der vorſätzlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben tat⸗ 
ſächlicher Art macht oder benutzt, um für ſich oder einen anderen eine Genehmigung zu erſchleichen, 
die nach dieſer Verordnung erforderlich iſt“. 

4. Hinter § 7 wird folgende Vorſchrift als S 7 a eingefügt: 


8 Ta 
Die Beſchränkungen und Verbote dieſer Verordnung gelten nicht für die Bank von Danzig. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 14. 6. 1936.) 


Artikel II 
(1) Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 8. Juni 1936 in Kraft. 
(2) Der Senat wird ermächtigt, die Verordnung über den Zahlungsverkehr in Zloty vom 
2. Juni 1936.46, Bl. S. 213) in der ſich aus dieſer Verordnung ergebenden Faſſung unter fortlau⸗ 


fender Paragraphenſolge neu bekanmtzumachen. Dabei darf er den Wortlaut ändern, ſoweit dadurch 
der Inhalt nicht berührt wird. 


Danzig, den 6. Juni 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


91 Bekanntmachung 
der neuen Faſſung der Verordnung über den Zahlungsverkehr in Zloty. 
Vom 6. Juni 1936 

Auf Grund des Artikels II Abſ. 2 der zweiten Verordnung über den Zahlungsverkehr in Zloty 
vom 6. Juni 1936 (G. Bl. S. 221) wird die Verordnung über den Zahlungsverkehr in Zloty vom 
2. Juni 1936 (G. Bl. S. 213) in der ſich aus der zweiten Verordnung ergebenden Faſfung in der 
Anlage neu bekanntgemacht. 

Danzig, den 6. Juni 1936. 
Der Senat der 1 Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


22 
Verordnung Anlage 
über den Zahlungsverkehr in Zloty. 


2. Juni 1936 (G. Bl. S. 213) 
6. Juni 1936 (G. Bl. ©. 22) 


Auf Grund des § 1 Ziffer 63 und 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 


Der Erwerb oder die Veräußerung von auf Zloty lautenden Geldſorten, Schecks und Wechſeln 
gegen Auszahlung Polen jeder Art, andere ausländiſche Zahlungsmittel, Forderungen in anderer aus⸗ 
ländiſcher Währung ſowie gegen Gold und ſonſtige Edelmetalle ſind verboten. 


8 2 

(1) Gegen Ztotyguthaben aus Danziger Sonderkonten für Inlandszahlungen bei Deviſenbanken 
im Gebiet der Republik Polen („Daki“) dürfen andere ausländiſche Zahlungsmittel, Forderungen 
in anderer ausländiſcher Währung, verkehrsfreie Auszahlung Polen ſowie Gold und ſonſtige Edel⸗ 
metalle nur mit Genehmigung erworben oder veräußert werden. 

(2) Danziger Sonderkonten für Inlandszahlungen („Daki“) im Sinne des Abſatz 1 ſind Zkoty⸗ 
konten von im Gebiet der Freien Stadt Danzig anſäſſigen natürlichen und juriſtiſchen Perſonen bei 
Deviſenbanken im Gebiet der Republik Polen, auf die Einzahlungen zu Gunſten der Kontoinhaber 
frei von jeder Prüfung und ohne jede Genehmigung geleiſtet werden dürfen und zu deren Laſten 
die Kontoinhaber Zahlungen im Wege unmittelbarer Überweiſung zu Gunſten in Polen anſäſſiger 
natürlicher oder juriſtiſcher Perſonen fowie Übertragungen auf andere „Daki“ vornehmen dürfen. 


§ 3 
Genehmigungspflichtig iſt auch der Erwerb oder die Veräußerung von auf Zloty lautenden 
Kontoguthaben bei Geldinſtituten im Gebiet der Freien Stadt Danzig gegen andere ausländiſche Zah⸗ 


lungsmittel, Forderungen in anderer ausländiſcher Währung, verkehrsfreie Auszahlung Polen ſowie 
gegen Gold und ſonſtige Edelmetalle. 


Vom 


8 4 

(1) Die Verſendung oder Überbringung von aus Zloty lautenden Geldſorten, Schecks und 
Wechſeln in das Ausland oder das Danziger Freihafengebiet iſt verboten. 

(2) Auf Zloty lautende Geldſorten, Schecks und Wechſel dürfen nicht in Poſtſendungen irgend⸗ 
welcher Art in das Ausland oder in das Danziger Freihafengebiet verſandt werden. 

(8) Alle Wert- und Einſchreibſendungen nach dem Ausland oder dem Danziger Freihafengebiet 
ſind der Poſt zur Prüfung des Inhalts offen einzuliefern und in Gegenwart des Beamten zu ver⸗ 
ſchließen oder gegebenenfalls zu verſiegeln. 

(4) Die Abſätze 1 und 2 finden auf den Verkehr mit der Republik Polen keine Anwendung. 


= 8 5 

(1) „Andere ausländiſche Zahlungsmittel“ im Sinne dieſer Verordnung ſind Geldſorten (Münz⸗ 
geld, Papiergeld, Banknoten und dergleichen), Auszahlungen, Anweiſungen, Schecks und Wechſel. Als 
Wechſel gilt auch eine Schrift, die nicht alle eigentlichen Erforderniſſe eines Wechſels enthält, wenn ſie 
einem anderen mit der Ermächtigung übergeben wird, die fehlenden Erforderniſſe zu ergänzen (3. B. 
ein Blanko⸗Akzept). Eine ſolche Ermächtigung wird vermutet, wenn die Schrift als Wechſel bezeichnet 
it (8 4 Abſ. 2 des Wechſelſteuergeſetzes vom 27. März 1936 — G. Bl. S. 135 —). 

(2) Forderungen in ausländiſcher Währung im Sinne dieſer Verordnung ſind Forderungen, bei 
denen der Gläubiger Anſpruch auf Zahlung in effektiver ausländiſcher Währung hat. 

(3) Gold im Sinne dieſer Verordnung find außer Kurs geſetzte Goldmünzen, Feingold und 
legiertes Gold, roh oder als Halbfabrikat. 

(4) Edelmetalle im Sinne dieſer Verordnung ſind Silber, Platin und Platinmetalle in den im 
Handel mit ſolchen Metallen üblichen Formen. 

(1) Zuwiderhandlungen gegen die in den vorſtehenden Vorſchriften aufgeſtellten Gebote und Ver⸗ 
bote werden mit Gefängnis und mit Geldſtrafe bis zu 100 000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen 
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beſtraft. Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der vorſätzlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben 

tatſächlicher Art macht oder benutzt, um für ſich oder einen anderen eine Genehmigung zu erſchleichen, 

die nach dieſer Verordnung erforderlich iſt. 
(2) Der Verſuch iſt ſtrafbar. 


(3) Wird die Zuwiderhandlung nur fahrläſſig begangen, oder ſind mildernde Umſtände vor⸗ 
handen, ſo tritt nur die Geldſtrafe ein. In beſonders leichten Fällen kann von Strafe abgeſehen werden. 


(4) An Stelle einer nicht einbringlichen Geldſtrafe tritt eine Gefängnisſtrafe nach Maßgabe der 
beſtehenden Vorſchriften. 


8 7 . N 

(0. Neben der Strafe können die Werte, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, zu Gunſten 
der Freien Stadt Danzig eingezogen werden, auch wenn ſie dem Täter oder einem Teilnehmer nicht 
gehören; das gleiche gilt von den Werten, die durch die ſtrafbare Handlung gewonnen ſind. Iſt die 
Einbeziehung eines ſolchen Wertes nicht ausführbar, ſo kann auf Einziehung eines entſprechenden Geld⸗ 
betrages erkannt werden; das Gericht kann dies auch nachträglich durch Beſchluß ausſprechen. 

(2) Iſt der Beſchuldigte abweſend oder kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt 
werden, ſo kann auf Antrag der Staatsanwaltſchaft die Einziehung ſelbſtändig durch Beſchluß des 
Gerichts ausgeſprochen werden. Gegen den Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


88 
Zur Aburteilung von Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung findet das Schnellverfahren 
nach § 212 der Strafprozeßordnung (Verordnung zur Beſchleunigung der Aburteilung von Straftaten 
vom 19. Dezember 1933 — G. Bl. S. 630 —) auch dann ſtatt, wenn der Beſchuldigte ſich weder 
freiwillig ſtellt, noch infolge einer vorläufigen Feſtnahme dem Gericht vorgeführt wird. 


8 9 

(1) Für die Verfolgung der nach dieſer Verordnung ſtrafbaren Handlungen iſt auch die Über- 
wachungsſtelle für den Zahlungsverkehr mit dem Auslande ($ 1 der Verordnung über den Zahlungs⸗ 
verkehr mit dem Auslande vom 17. Juli 1935 — G. Bl. S. 845 —) zuſtändig. 

(2) Wenn der Beſchuldigte eine Zuwiderhandlung gegen dieſe Verordnung vorbehaltlos ein⸗ 
räumt, kann er ſich vor der Überwachungsſtelle der in einer Niederſchrift feſtzuſetzenden Strafe und 
der Einziehung unter Verzicht auf eine gerichtliche Entſcheidung ſofort unterwerfen. Die Unterwerfung 
ſteht einer rechtskräftigen Verurteilung gleich. 

(3) Bei Zuwiderhandlungen gegen § 4 Abſ. 1 iſt auch das Landeszollamt einſchließlich feiner 
nachgeordneten Dienſtſtellen zur Aufnahme der Niederſchrift über die Unterwerfung befugt. Die Ge⸗ 
nehmigung der Unterwerfung ſteht in dieſem Falle dem Leiter des Landeszollamtes zu, der dieſe Be⸗ 
fugnis an die ihm unterſtellten Dienſtſtellen übertragen kann. 

(4) Die Vorſchriften der SS 429 und 440 des Steuergrundgeſetzes vom 22. Juni 1931 (G. Bl. 
S. 497) in der zur Zeit geltenden Faſſung finden ſinngemäß Anwendung. 


8 10 
Die Beſchränkungen und Verbote dieſer Verordnung gelten nicht für die Bank von Danzig. 


§ 11 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 3. Juni 1936 — hinſichtlich der durch die Verordnung 
vom 6. Juni 1936 erlaſſenen Beſtimmungen am 8. Juni 1936 — in Kraft. 

Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Verwal⸗ 
tungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung 
für erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 

2. Juni 1936. 
6. Juni 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Danzig, den 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Drud von A. Schroth in Dani. 


